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„Vorsorgen und selbst bestimmen“ 

Vollmachten, Betreuungsverfügung, Patientenverfügun g 

 

Vollmacht: 

• Bei der Erteilung einer Vollmacht kommt es nicht auf die Bezeichnung / den Titel des 
Dokuments an (Vorsorgevollmacht, Generalvollmacht, General- und Vorsorgevollmacht, 
Altersvorsorgevollmacht, oder ähnliches), sondern den Inhalt der erteilten Vollmacht. 

• Eine umfassende Vollmacht für alle Angelegenheiten hat vermögensrechtliche und 
rechtsgeschäftliche Angelegenheiten einerseits und medizinische Angelegenheiten 
andererseits zu umfassen. 

• Eine Vollmacht kann auch ohne Notar errichtet werden; in diesem Fall gibt es jedoch 
Teilbereiche in denen die Vollmacht nicht oder nur eingeschränkt verwendbar ist (z.B. 
Grundstücksangelegenheiten / Verwendung beim Grundbuchamt; Kreditgeschäfte § 492 
Abs. 4 BGB, Angelegenheiten des Handelsregisters). 
Eine notariell beurkundete Vollmacht für alle Angelegenheiten hat stattdessen den 
weitestgehenden Umfang, der nach dem Gesetz möglich ist. Des Weiteren wird eine 
notarielle Vollmacht in der Regel überall problemlos anerkannt. Zusätzlich bringt die 
notarielle Beurkundung den Vorteil mit sich, dass von der Geschäftsfähigkeit im 
Zeitpunkt der Erteilung der Vollmacht auszugehen ist, da anderenfalls die Beurkundung 
vom Notar abgelehnt oder Zweifel an der Geschäftsfähigkeit in der Urkunde 
dokumentiert werden müssen. 

• Durch die Erteilung einer Vollmacht werden eigene Rechte nicht beschnitten oder 
eingeschränkt. Der Bevollmächtigte kann jedoch Rechte in gleichem Umfang und mit 
gleicher Wirkung wie der Vollmachtgeber in dessen Namen wahrnehmen. 

• In einer Vollmacht können eine oder auch mehrere Personen bevollmächtigt werden. Bei 
mehreren Personen muss die Vollmacht eine Aussage enthalten, ob jeder 
einzelvertretungsberechtigt ist oder mehrere bzw. alle nur gemeinschaftlich. 

 

Betreuungsverfügung: 

• Durch die Betreuungsverfügung kann festgelegt werden, wer im Falle einer 
erforderlichen Betreuerbestellung durch das Betreuungsgericht zum Betreuer bestellt 
werden soll. 

• Eine Betreuungsverfügung ist in der Regel nicht erforderlich, wenn eine Vollmacht für 
alle Angelegenheiten errichtet wurde. 

• Eine Betreuungsverfügung muss nicht in notarieller Form errichtet werden. 
 

Patientenverfügung: 

• Durch eine Patientenverfügung kann für den Fall der eigenen Entscheidungsunfähigkeit 
für medizinische Behandlungen im Vorfeld eine Einwilligung oder eine Untersagung 
erklärt werden. 

• Eine Patientenverfügung ist in einer Vollmacht für alle Angelegenheiten nicht 
automatisch mit enthalten und sollte – soweit gewünscht – zusätzlich errichtet werden. 

• Eine Patientenverfügung bedarf nicht der notariellen Form. 
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Nicht verwechselt werden dürfen die oben aufgeführt en Dokumente mit einem 
Testament. Vollmacht, Betreuungsverfügung und Patie ntenverfügung haben keinen 
Einfluss auf die Erbfolge. Falls die Erbfolge gereg elt werden soll, muss dies gesondert in 
einem Testament oder einem Erbvertrag erfolgen. Die  Errichtung des Testaments oder 
Erbvertrags hat höchstpersönlich zu erfolgen. Der B evollmächtigte hat kein Recht, ein 
Testament oder einen Erbvertrag zu errichten oder z u ändern. 

 

Gesetzestexte (auszugsweise) 

 

§ 172 BGB Vollmachtsurkunde 

(1) Der besonderen Mitteilung einer Bevollmächtigung durch den Vollmachtgeber steht es gleich, wenn 
dieser dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde ausgehändigt hat und der Vertreter sie dem Dritten vorlegt. 

(2) Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis die Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber 
zurückgegeben oder für kraftlos erklärt wird. 

 

§ 1896 BGB Voraussetzungen (einer Betreuung) 

(1) Kann ein Volljähriger auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder 
seelischen Behinderung seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen, so bestellt das 
Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von Amts wegen für ihn einen Betreuer. […] 

(1a) Gegen den freien Willen des Volljährigen darf ein Betreuer nicht bestellt werden. 

(2) Ein Betreuer darf nur für Aufgabenkreise bestellt werden, in denen die Betreuung erforderlich ist. Die 
Betreuung ist nicht erforderlich, soweit die Angelegenheiten des Volljährigen durch einen 
Bevollmächtigten, der nicht zu den in § 1897 Abs. 3 bezeichneten Personen gehört, oder durch andere 
Hilfen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter bestellt wird, ebenso gut wie durch einen Betreuer besorgt 
werden können. 

[…] 

 

§ 1897 BGB Bestellung einer natürlichen Person 

[…] 

(4) Schlägt der Volljährige eine Person vor, die zum Betreuer bestellt werden kann, so ist diesem 
Vorschlag zu entsprechen, wenn es dem Wohl des Volljährigen nicht zuwiderläuft. Schlägt er vor, eine 
bestimmte Person nicht zu bestellen, so soll hierauf Rücksicht genommen werden. Die Sätze 1 und 2 
gelten auch für Vorschläge, die der Volljährige vor dem Betreuungsverfahren gemacht hat, es sei denn, 
dass er an diesen Vorschlägen erkennbar nicht festhalten will. 

[…] 

 

§ 1901a BGB Patientenverfügung 

(1) Hat ein einwilligungsfähiger Volljähriger für den Fall seiner Einwilligungsunfähigkeit schriftlich 
festgelegt, ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht unmittelbar bevorstehende 
Untersuchungen seines Gesundheitszustands, Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe einwilligt oder 
sie untersagt (Patientenverfügung ), prüft der Betreuer, ob diese Festlegungen auf die aktuelle Lebens- 
und Behandlungssituation zutreffen. Ist dies der Fall, hat der Betreuer dem Willen des Betreuten 



- 3 - 

 

Ausdruck und Geltung zu verschaffen. Eine Patientenverfügung kann jederzeit formlos widerrufen 
werden. 

(2) Liegt keine Patientenverfügung vor oder treffen die Festlegungen einer Patientenverfügung nicht auf 
die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zu, hat der Betreuer die Behandlungswünsche oder den 
mutmaßlichen Willen des Betreuten festzustellen und auf dieser Grundlage zu entscheiden, ob er in eine 
ärztliche Maßnahme nach Absatz 1 einwilligt oder sie untersagt. Der mutmaßliche Wille ist aufgrund 
konkreter Anhaltspunkte zu ermitteln. Zu berücksichtigen sind insbesondere frühere mündliche oder 
schriftliche Äußerungen, ethische oder religiöse Überzeugungen und sonstige persönliche 
Wertvorstellungen des Betreuten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten unabhängig von Art und Stadium einer Erkrankung des Betreuten. 

(4) Niemand kann zur Errichtung einer Patientenverfügung verpflichtet werden. Die Errichtung oder 
Vorlage einer Patientenverfügung darf nicht zur Bedingung eines Vertragsschlusses gemacht werden. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Bevollmächtigte entsprechend. 

 

§ 1901c BGB Schriftliche Betreuungswünsche, Vorsorg evollmacht 

Wer ein Schriftstück besitzt, in dem jemand für den Fall seiner Betreuung Vorschläge zur Auswahl des 
Betreuers oder Wünsche zur Wahrnehmung der Betreuung geäußert hat, hat es unverzüglich an das 
Betreuungsgericht abzuliefern, nachdem er von der Einleitung eines Verfahrens über die Bestellung eines 
Betreuers Kenntnis erlangt hat. Ebenso hat der Besitzer das Betreuungsgericht über Schriftstücke, in 
denen der Betroffene eine andere Person mit der Wahrnehmung seiner Angelegenheiten bevollmächtigt 
hat, zu unterrichten. Das Betreuungsgericht kann die Vorlage einer Abschrift verlangen. 

 

§ 1904 BGB Genehmigung des Betreuungsgerichts bei ä rztlichen Maßnahmen 

(1) Die Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung 
oder einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts, wenn die begründete 
Gefahr besteht, dass der Betreute auf Grund der Maßnahme stirbt oder einen schweren und länger 
dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet. Ohne die Genehmigung darf die Maßnahme nur 
durchgeführt werden, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 

(2) Die Nichteinwilligung oder der Widerruf der Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts, wenn die Maßnahme medizinisch angezeigt ist und die begründete Gefahr besteht, 
dass der Betreute auf Grund des Unterbleibens oder des Abbruchs der Maßnahme stirbt oder einen 
schweren und länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet. 

(3) Die Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist zu erteilen, wenn die Einwilligung, die 
Nichteinwilligung oder der Widerruf der Einwilligung dem Willen des Betreuten entspricht. 

(4) Eine Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist nicht erforderlich, wenn zwischen Betreuer und 
behandelndem Arzt Einvernehmen darüber besteht, dass die Erteilung, die Nichterteilung oder der 
Widerruf der Einwilligung dem nach § 1901a festgestellten Willen des Betreuten entspricht. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für einen Bevollmächtigten. Er kann in eine der in Absatz 1 Satz 1 
oder Absatz 2 genannten Maßnahmen nur einwilligen, nicht einwilligen oder die Einwilligung widerrufen, 
wenn die Vollmacht diese Maßnahmen ausdrücklich umfasst und schriftlich erteilt ist. 
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§ 1906 BGB Genehmigung des Betreuungsgerichts bei f reiheitsentziehender Unterbringung und 
bei freiheitsentziehenden Maßnahmen 

(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, ist 
nur zulässig, solange sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist, weil  

1. auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung des Betreuten die 
Gefahr besteht, dass er sich selbst tötet oder erheblichen gesundheitlichen Schaden zufügt, oder 

2. zur Abwendung eines drohenden erheblichen gesundheitlichen Schadens eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher Eingriff notwendig ist, die Maßnahme ohne 
die Unterbringung des Betreuten nicht durchgeführt werden kann und der Betreute auf Grund einer 
psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung die Notwendigkeit der Unterbringung 
nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann. 

(2) Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts zulässig. Ohne die Genehmigung 
ist die Unterbringung nur zulässig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist; die Genehmigung ist 
unverzüglich nachzuholen. 

(3) Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind. Er hat 
die Beendigung der Unterbringung dem Betreuungsgericht unverzüglich anzuzeigen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn dem Betreuten, der sich in einem Krankenhaus, 
einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhält, durch mechanische Vorrichtungen, Medikamente 
oder auf andere Weise über einen längeren Zeitraum oder regelmäßig die Freiheit entzogen werden soll. 

(5) Die Unterbringung durch einen Bevollmächtigten und die Einwilligung eines Bevollmächtigten in 
Maßnahmen nach Absatz 4 setzen voraus, dass die Vollmacht schriftlich erteilt ist und die in den 
Absätzen 1 und 4 genannten Maßnahmen ausdrücklich umfasst. Im Übrigen gelten die Absätze 1 bis 4 
entsprechend. 

 

§ 1906a Genehmigung des Betreuungsgerichts bei ärzt lichen Zwangsmaßnahmen 

(1) Widerspricht eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher 
Eingriff dem natürlichen Willen des Betreuten (ärztliche Zwangsmaßnahme), so kann der Betreuer in die 
ärztliche Zwangsmaßnahme nur einwilligen, wenn  

1. die ärztliche Zwangsmaßnahme zum Wohl des Betreuten notwendig ist, um einen drohenden 
erheblichen gesundheitlichen Schaden abzuwenden, 

2. der Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behinderung 
die Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln 
kann, 

3. die ärztliche Zwangsmaßnahme dem nach § 1901a zu beachtenden Willen des Betreuten entspricht, 

4. zuvor ernsthaft, mit dem nötigen Zeitaufwand und ohne Ausübung unzulässigen Drucks versucht 
wurde, den Betreuten von der Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme zu überzeugen, 

5. der drohende erhebliche gesundheitliche Schaden durch keine andere den Betreuten weniger 
belastende Maßnahme abgewendet werden kann, 

6. der zu erwartende Nutzen der ärztlichen Zwangsmaßnahme die zu erwartenden Beeinträchtigungen 
deutlich überwiegt und 

7. die ärztliche Zwangsmaßnahme im Rahmen eines stationären Aufenthalts in einem Krankenhaus, in 
dem die gebotene medizinische Versorgung des Betreuten einschließlich einer erforderlichen 
Nachbehandlung sichergestellt ist, durchgeführt wird. 

§ 1846 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an der Erfüllung seiner Pflichten verhindert ist. 

(2) Die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts. 
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(3) Der Betreuer hat die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme zu widerrufen, wenn ihre 
Voraussetzungen weggefallen sind. Er hat den Widerruf dem Betreuungsgericht unverzüglich 
anzuzeigen. 

(4) Kommt eine ärztliche Zwangsmaßnahme in Betracht, so gilt für die Verbringung des Betreuten gegen 
seinen natürlichen Willen zu einem stationären Aufenthalt in ein Krankenhaus § 1906 Absatz 1 Nummer 
2, Absatz 2 und 3 Satz 1 entsprechend. 

(5) Die Einwilligung eines Bevollmächtigten in eine ärztliche Zwangsmaßnahme und die Einwilligung in 
eine Maßnahme nach Absatz 4 setzen voraus, dass die Vollmacht schriftlich erteilt ist und die 
Einwilligung in diese Maßnahmen ausdrücklich umfasst. Im Übrigen gelten die Absätze 1 bis 3 
entsprechend. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nützliche Links im Internet: 

 

 Gesetzestexte: www.gesetze-im-internet.de 
 Kostenlose Informationsmaterialien zu Vollmachten, Patientenverfügung, Betreuungsverfügung, 

Betreuungsrecht: 
o www.justiz-bw.de  Rubrik: > Service > Broschüren 
o www.bmjv.de  Rubrik: > Publikationen 


